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Bereits bei der Reichstagswahl im September 1930 ist in Schleswig‑Holstein deutlich zu erkennen, daß der Stimmen​anteil der NSDAP und der ihr verwandten Landvolkpartei in den einzelnen Kreisen genau der Verbreitung der bäuer​lichen Verschuldung entspricht und somit im Westen des Lan​des am größten ist. Georg Heberle stellt fest:

Die Agrarkrise setzte in Schleswig‑Holstein erst in voller Schärfe ein, als im Jahre 1930/31, infolge der Industriekrise, der Sturz der Rindviehpreise eintrat. Die schleswig‑holsteini​sche Viehwirtschaft wurde durch die Industriekrise frühzeitig und schwer getroffen, da ihre Hauptabsatzgebiete: das Ruhr​gebiet, Sachsen, Berlin, der Großstadtkomplex Hamburg‑Al​tona/Harburg‑Wilhelmsburg sowie die Städte Kiel und Lü​beck, besonders zu leiden hatten. Kiel mit seiner vorwiegend vom Schiffbau abhängigen Industrie zählte 1928 36 Prozent Arbeitslose unter den gewerkschaftlich organisierten Arbeit​nehmern, Lübeck, dessen Industrie ähnlichen, wenn auch durch die Holzindustrie und das Hochofenwerk vielseitigeren Cha​rakter hat, hatte 43 Prozent. Hamburg und Altona nahmen nach der Arbeitslosenstatistik anfangs eine verhältnismäßig günstige Stellung ein (Z8 Prozent und z9 Prozent) [. . .]. Auch die klein‑ und mittelstädtischen Industrien wurden z. T. von der Krise schwer betroffen. Dadurch schrumpfte die Kauf​kraft der örtlichen Käufermassen für die Produkte der Milch​wirtschaft und sonstiger auf Nahabsatz angewiesener Verede​lungsbetriebe. Gerade die schleswig‑holsteinische Landwirt​schaft mußte besonders unter der Industriekrise leiden, weil ihre Produkte: Milch, Butter, Fleisch, Gemüse, zu den Nah​rungsmitteln elastischeren Bedarfs gehören, deren Verbrauch bei der Einkommensverminderung zuerst eingeschränkt zu werden pflegt, bzw. deren Preise bei sinkender Kaufkraft zuerst sinken müssen. Der weitere Rückgang der Kaufkraft der Industriebevölkerung mußte die Preisbildung für Rind​fleisch usw. um so schneller und stärker beeinflussen, als 1930/31 über 95 Prozent des deutschen Fleischbedarfs aus Inland​produktion gedeckt wurde. Bei vollständiger Selbstversor​gung ist aber das Einkommen der städtischen Verbraucher der wichtigste Bestimmungsgrund für die Preisbildung landwirt​schaftlicher Produkte, da die Konsumminderung nicht durch Einfuhrbeschränkung ausgeglichen werden kann. Die Wir​kung war besonders gravierend bei Schlachtvieh, das sich nicht »magazinieren« ließ: was schlachtreif war, mußte verkauft werden; eine Kaufkraftsenkung der Verbraucher führte daher zunächst statt zu Verbrauchseinschränkung zu Preisrückgän​gen. Für Milch, Butter, auch Weißkohl (Dithmarschen und Hamburger Landgebiet) galt grundsätzlich dasselbe.
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Anfang Oktober wird Hans Schlange‑Schöningen, den Reichskanzler Brüning zum Osthilfekommissar machen will, als Gast zu einer Kabinettssitzung eingeladen, um seine zu​künftigen Kollegen selbst für seine Pläne gewinnen zu helfen. Er schreibt darüber:

Ich entrollte ihnen das ernste Bild der Wirklichkeit.

610 000 Hektar des östlichen Grundbesitzes sind über 150 v. H., 1,2 Millionen Hektar über 100 v. H. des Einheitswertes verschuldet. Die Gesamtverschuldung beträgt 1,96 Milliarden RM, die genau zur Hälfte auf Groß‑ und Kleinbesitz ent​fallen. Wird nicht eine ganz einschneidende Sofortmaßnahme getroffen, so werden die zu 150 v. H. verschuldeten Betriebe in wenigen Monaten, der Rest mit Sicherheit nächstes Jahr in geradezu tumultuarischer Weise zur Zwangsversteigerung ge​langen. Das wird eine Stillegung bedeuten aus Mangel an Käufern, in den wenigsten Fällen die Wanderung des Bodens zum besseren Wirt; allenfalls zum größeren Geldsack, der einen Sommersitz schlecht und recht durch einen Beamten ver​walten läßt; alle Gläubiger bis auf die 1. Hypothek werden ausfallen; der Zusammenbruch wird die Masse des Mittel​standes um sein Vermögen bringen. Es handelt sich also um keine reine Agrarfrage mehr, sondern weit darüber hinaus um eine allgemeine Wirtschaftsfrage, die an der deutschen Ost​front gegenüber Polen einen eminent nationalen Charakter angenommen hat: „Drei Grenzprovinzen zu versteigern!“.

Alle bisherigen Hilfen sind wirkungslos verpufft: [...] schließlich ist auch das Osthilfegesetz vom 3I. März 1931, das einen Entschuldungsbedarf von 8,0 Millionen RM voraus​setzte und das unter Mithilfe der Bank für Deutsche Industrie​-Obligationen durch Vorfinanzierung auf dem ausländischen Kapitalmarkt in drei Jahren durchgeführt werden sollte, an der Unmöglichkeit, die erforderlichen Gelder aufzubringen, gescheitert.

„Mit halben Maßnahmen“, so schloß ich, „ist nichts mehr zu machen. Sie würden nur eine zwecklose weitere Verschleu​derung von Mitteln sein. Ich kann meine Hand zur Mitarbeit nur bieten, wenn ich erstens bevollmächtigt werde, durch eine Notverordnung den turbulenten Verfallserscheinungen sofort Halt zu gebieten, und zweitens, unter dem Schutz der wieder​hergestellten Ruhe ein durchgreifendes Umschuldungsgesetz herauszubringen.“

aus: W. Treue (Hg.), Deutschland in der Weltwirtschaftskrise in Augenzeugenberichten, München 1976, S. 274 f.

